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TOP 52:

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Regelung 
von Ingenieur- und Architektenleistungen und anderer Gesetze

Drucksache: 445/20

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

In seinem Urteil vom 4. Juli 2019 hat der Europäische Gerichtshof entschieden, 

dass die verbindlichen Mindest- und Höchsthonorarsätze der Honorarordnung für 

Architekten und Ingenieure gegen Artikel 15 Absatz 1, Absatz 2 Buchstabe g und 

Absatz 3 der EU-Dienstleistungsrichtlinie verstoßen. Mit Verkündung des Ur-

teils besteht für die Bundesrepublik Deutschland die Pflicht, der Entscheidung 

nachzukommen und die nationale Rechtsordnung an die Vorgaben des Urteils 

anzupassen.

Ziel des Gesetzentwurfes ist es daher, die nationalen Rechtsvorschriften an die 

Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes anzupassen, damit im Anschluss 

daran die Regelungen der HOAI geändert werden können. 

Darüber hinaus besteht nach Auffassung der Bundesregierung weiterer  

Änderungs- und Klarstellungsbedarf im Vergaberecht. Vor dem Hintergrund der 

aktuellen COVID-19-Pandemie habe sich in der Vergabepraxis gezeigt, dass Un-

sicherheit bei den Verfahrensregeln für die Durchführung eines Verhandlungs-

verfahrens ohne Teilnahmewettbewerb in Fällen eines äußerst dringlichen  

Beschaffungsbedarfs besteht. 

Der vorgelegte Entwurf beinhaltet dazu folgende Änderungen: 

– Im Gesetz zur Regelung von Ingenieur- und Architektenleistungen (ArchLG) 

werden die vorgegebenen Ermächtigungsgrundlagen zum Erlass einer  

Honorarordnung für Ingenieur- und Architektenleistungen, entsprechend der 

Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs, geändert.
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– Die Änderungen im ArchLG zur Umsetzung des Urteils des Europäischen 

Gerichtshofs haben außerdem Auswirkungen auf weitere bundesgesetzliche 

Regelungen. Der Gesetzentwurf umfasst daher auch die insoweit erforder-

lichen Änderungen. 

– Zusätzlich enthält der Gesetzentwurf Änderungen im Gesetz gegen Wett-

bewerbsbeschränkungen sowie Klarstellungen in den vergaberechtlichen 

Verordnungen zu Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb bei 

äußerster Dringlichkeit. 

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem  

Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung zu neh-

men. Er möchte prüfen lassen, ob in der künftigen Ermächtigungsgrundlage zum 

Erlass einer Honorarordnung für Ingenieur- und Architektenleistungen ausdrück-

lich klargestellt werden sollte, dass die Grundlagen und Maßstäbe zur Berech-

nung von Honoraren sich im Rahmen des Angemessenen bewegen müssen. 

Der Ausschuss für Städtebau, Wohnungswesen und Raumordnung empfiehlt 

dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grund-

gesetzes keine Einwendungen zu erheben.

Einzelheiten sind aus BR-Drucksache 445/1/20 zu entnehmen.


